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Die Europapolitik der Bundesregierung war 1981 durch drei zum Teil wider-
sprüchliche Erscheinungsbilder geprägt: Da gab es das hartnäckige Bemühen —
vor allem von Außenminister Genscher — um Fortschritte auf dem Weg zur eu-
ropäischen Union. Demgegenüber stand die eher zögerliche und in ihrer euro-
paideologischen Begründung eindeutig rückwärts gerichtete Haltung in der
Diskussion um die grundlegende Reform der Gemeinschaft. Und neben diese
„großen" Themen, die die Europapolitik des Jahres beherrschten, traten die
„Brot und Butter"-Probleme des europapolitischen Alltags wie Fischereipoli-
tik, Stahlkrise und „Butterschiffe". Hier ging es darum, handfeste Interessen
von Teilen der Bevölkerung oder Wirtschaftsbranchen in der Gemeinschaft zu
vertreten.

Das Plädoyer für die „Europäische Union — Jetzt!"1

Der Bundesvorsitzende der FDP und Bundesaußenminister Genscher eröffne-
te das Jahr mit einem europäischen Paukenschlag, als er am 6. Januar 1981 auf
dem traditionellen Dreikönigstreffen seiner Partei in Stuttgart einen „sichtba-
ren Schritt in Richtung auf die Europäische Union" forderte. Er schlug einen
Vertrag über die Europäische Union vor, durch den eine rechtlich abgesicherte
Verklammerung von Europäischer Politischer Zusammenarbeit (EPZ) und EG
unter dem gemeinsamen Dach des Europäischen Rates erfolgen soll. Gleichzei-
tig soll die Union auf „die Abstimmung im Bereich der Sicherheitspolitik, die
engere Zusammenarbeit im kulturellen Bereich und die Harmonisierung der
Gesetzgebung" ausgedehnt werden2. Durch einen derartigen Schritt soll West-
europa in die Lage versetzt werden, mit den schwierigen wirtschaftlichen und
außenpolitischen Herausforderungen fertige zu werden, denen es sich gegen-
übersieht. Außerdem sollte die erneute Betonung der politischen Zielsetzung
des Einigungsprozesses in der zunehmend europamüde werdenden Öffentlich-
keit3 die Motivation zur Unterstützung der gemeinsamen Politik im Kreis der
Zehn wieder stärken und damit eine wesentliche Voraussetzung für „die not-
wendigen echten Interessenausgleiche und das dafür notwendige solidarische
Handeln"4 geschaffen werden.

Genscher machte in der Folgezeit deutlich, daß es ihm mit dieser Idee ernst
war, die für weite Teile der politischen Öffentlichkeit und wohl auch für den
Koalitionspartner etwas überraschend kam. Verbanden diese zu der Zeit mit
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Europa doch eher Themen wie Fischereistreit, Reform der Agrarpolitik, briti-
sche Ausgleichsforderung oder die bundesdeutsche Zahlmeisterrolle bzw. eine
übermäßige Brüsseler Bürokratie. Der Außenminister jedoch machte die Eu-
ropäische Union zu seinem Thema und das Auswärtige Amt ging daran, den
von Genscher angesprochenen Vertrag auszuarbeiten. Man kam jedoch bald
von dieser Idee wieder ab, die zu ihrer Verwirklichung neben der Zustimmung
der Partnerregierungen auch die Ratifikation in den Parlamenten aller Mit-
gliedstaaten erfordert hätte. Die Chancen hierfür wurden, realistischerweise,
ziemlich gering eingeschätzt. Stattdessen strebte das Außenministerium nun-
mehr die Verwirklichung der Ideen Genschers in der Form einer „Akte über
die Europäische Union" an, die in Analogie zur KSZE-Schlußakte zwar keine
völkerrechtliche Verbindlichkeit schaffen, aber eine gemeinsame Verpflich-
tung in einer politisch bedeutsamen Weise zum Ausdruck bringen sollte.

Gegen die eher reservierte Haltung der Sozialdemokraten, wohl auch des
Bundeskanzlers, der für die Europapolitik ganz andere Prioritäten sah5, setzte
Genscher durch, daß die Initiative zur Europäischen Union offizielle Regie-
rungspolitik wurde: Auf der „Europa-Sitzung" des Bundeskabinetts am 18.
September 1981, die an die Stelle einer bereits für den Frühsommer geplanten
ganztägigen „Europa-Klausur" auf Schloß Gymnich getreten war, wurde der
Außenminister „ermächtigt, mit den EG-Partnern über eine politische Grund-
satzerklärung zur Europäischen Union zu verhandeln"6. Die im Rahmen der
Politischen Zusammenarbeit laufenden Kontakte zwischen den Mitgliedsregie-
rungen über die Genscher-Initiative führten zu einer engeren Kooperation mit
dem italienischen Außenminister Colombo, der im Laufe des Jahres selbst ver-
schiedentlich entschiedene Fortschritte im westeuropäischen Einigungsprozeß
gefordert hatte. Als Ergebnis dieser Zusammenarbeit präsentierten Genscher
und Colombo den Partnern dann Anfang November 1981 einen deutschen Ent-
wurf einer „Europäischen Akte", dem ein italienischer Text einer „Erklärung
über die Themen der wirtschaftlichen Integration" beigefügt war7.

In diesem Entwurf sind die Kernpunkte der ursprünglichen Pläne Genschers
bewahrt geblieben: die Verklammerung der bereits bestehenden Institutionen,
die verstärke Einbeziehung sicherheitspolitischer Fragestellungen in die EPZ,
eine Neubesinnung im Entscheidungsprozeß auf das vertraglich verankerte
Mehrheitsverfahren, die Erweiterung der Kooperation um die Bereiche der
Kultur- und Rechtspolitik sowie eine verstärkte Betonung der Rolle des Euro-
päischen Parlaments. Im einzelnen ist zu diesen Punkten anzumerken, daß sie
alle kaum über die bisher schon stillschweigend geübte Praxis im Zehner-Rah-
men hinausweisen. Diese würde durch die Akte jedoch in politisch verpflich-
tender Form bestätigt und festgeschrieben. Insofern ist die Initiative Genschers
eher als Sicherungsoperation zur Bewahrung des Bestehenden in unsicherer
werdenden Zeiten anzusehen, denn als ein wirklicher Schritt vorwärts in Rich-
tung auf die Europäische Union.

Dennoch handelt es sich hierbei um die erste größere europapolitische Initia-
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tive der Bundesregierung seit ihrem Beitrag zur Errichtung des Europäischen
Währungssystems (EWS) 1978. Deshalb scheint eine kurze kritische Würdi-
gung dieser Initiative, die bei den Partnern eine gemischte Reaktion hervorrief,
angebracht8.

Die Verklammerung der Institutionen unter dem Dach des Europäischen
Rates wäre der erste Schritt zur „Legalisierung" eines Organs, das zwar seit
1974 die Geschicke der Gemeinschaft wesentlich mitbestimmt, das aber den-
noch in keinem der die Institutionen begründenden Texte genannt ist. Die ver-
stärkte Berücksichtigung nichtmilitärischer Elemente der Sicherheitspolitik in
den Beratungen der EPZ käme dem besonderen Bonner Interesse an einer
Verstärkung des europäischen Gewichts in sicherheitspolitischen Fragen entge-
gen. Unklar bleibt allerdings, wie die konkreten Zusammenhänge mit dem
Aufgabenbereich der Atlantischen Allianz in praxi funktionieren werden. Den-
noch könnte hier eine Möglichkeit entstehen, sowohl der europäischen Stimme
in diesem Rahmen ein größeres Gewicht zu verschaffen als auch ein Diskus-
sions- und Politikforum für jene Probleme zu schaffen, die über den Nato-Be-
reich hinausgehen.

Zweifel sind am Platz, ob das vorgeschlagene Verfahren zur Verbesserung
des Entscheidungsprozesses im Rat das gesteckte Ziel tatsächlich erreichen
kann. Die vorgesehene schriftliche Darlegung und Begründung von „vitalen In-
teressen", die ein Veto eines Mitglieds rechtfertigen sollen, kann im Rat dazu
führen, daß von diesem Schritt weniger Gebrauch gemacht wird. Ob das aber
auch unterhalb der Ratsebene, die weitgehend der öffentlichen Beachtung ent-
zogen ist, der Fall sein wird, dürfte fraglich sein. Zum anderen wird aus der im
Entwurf der Europäischen Akte vorgesehenen Regel, daß nach zweimaligem
schriflichen Veto eine Entscheidung nicht zustande kommt, nicht deutlich, ob
das Problem damit negativ erledigt ist oder, wie es gegenwärtig der Fall ist, wei-
ter auf der Tagesordnung des Rates bleibt.

Einen ambivalenten Eindruck hinterläßt die Behandlung der Rolle des Euro-
päischen Parlaments (EP). Zum einen schreiben die als „Verbesserung" be-
zeichneten Punkte nur das fest, was ohnehin seit einiger Zeit geübte Praxis ist
und zum anderen gehen die tatsächlich neuen Punkte, Beteiligung bei der Er-
nennung des Kommissionspräsidenten und dem Abschluß von völkerrechtli-
chen Verträgen, nicht über den Schritt der Anhörung hinaus. Auffallend ist je-
doch, daß das EP als Institution ständig neben der EG erwähnt wird9, obwohl
die Verträge von Paris und Rom die Parlamentarische Versammlung als Organ
der Gemeinschaften bezeichnen. Das kann eine besondere Heraushebung des
EP innerhalb des Rahmens der EG bedeuten, kann aber auch auf ein reduzier-
tes Gemeinschaftsverständnis hindeuten, in dem dann nur noch die Kommis-
sion und der Rat als entscheidende Organe angesehen werden. Diese Interpre-
tation käme der tatsächlichen Machtverteilung in der EG näher und würde den
eigentlich vorkonstitutionellen Charakter des Systems unterstreichen, in dem
das Parlament darauf angewiesen ist, sich seine Rechte gegen den eigentlichen
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politischen Souverän erst zu erkämpfen. Was tatsächlich hinter dieser eigenar-
tigen Verortung des EP im Entwurf der Akte steht, kann jedoch nicht ergrün-
det werden, da ihre Väter sich hierzu nicht geäußert haben.

Die deutsche Haltung in der „Mandat"-Diskussion: Dominanz der Finanzpolitik

Die Genscher-Initiative zur Europäischen Union lief weitgehend unverbunden
parallel zur Haltung der Bundesregierung in der Diskussion um das Mandat
vom 30. Mai 1980, das von der neuen Kommission unter Gaston Thorn als ein
Auftrag zu grundlegenden Reformüberlegungen für die Politik im Rahmen der
Zehn interpretiert wurde. Thorn benutzte hierfür den Begriff des „Europas der
zweiten Generation", das es zu schaffen gelte. In Bonn hingegen wurde das
Unternehmen von Anfang an in einem engeren Rahmen gesehen. Jedenfalls
hatte sich die Bundesregierung beeilt, in ihrer Interpretation des Auftrages der
Außenminister an die Kommission deutlich zu machen, daß einmal die Einpro-
zent-Grenze der Mehrwertsteuer bei den eigenen Einnahmen der EG nicht an-
getastet werden dürfe und daß es zum anderen neben dem Problem des briti-
schen Nettobeitrags auch die Frage der unbegrenzten Nettozahlerposition der
Bundesrepublik zu berücksichtigen gelte. Diese Eckpunkte determinierten die
deutsche Haltung während der gesamten Diskussion um den Bericht, den die
Kommission in Erfüllung ihres Auftrages am 24. Juni 1981 den Regierungen
vorlegte.

Die Haltung der Bundesregierung wurde damit eher von finanzwirtschaftli-
chen als von europapolitischen Gesichtspunkten bestimmt. Angesichts der mit
hohen koalitionspolitischen Spannungen einhergehenden Bemühungen um die
Sanierung des Bundeshaushalts 1982 schien es Bonn nur noch darum zu gehen,
die finanzielle Belastung durch die EG einzuschränken, wenigstens nicht an-
steigen zu lassen10. Dabei wurde nunmehr die britische Einstellung, daß es sich
beim Finanztransfer nach Brüssel um nationale Zahlungen an die Gemein-
schaft handele, uneingeschränkt übernommen, während es zu Beginn der ge-
meinschaftsinternen Auseinandersetzungen um den „britischen Beitrag" in
Kreisen der Bundesregierung durchaus noch Stimmen gegeben hatte, die dar-
auf hinwiesen, daß es sich bei den Überweisungen um eigene Einnahmen der
Gemeinschaft handele, die der nationalen Finanzverfügungsgewalt grundsätz-
lich entzogen seien. In dem Maße jedoch, in dem die Bonner Haushaltssitua-
tion prekär wurde, die deutschen Arbeitslosenzahlen weiter stiegen und die
Prognosen kein Ende der wirtschaftlichen Durststrecke verkündeten, ver-
drängte die Sorge um das eigene finanzwirtschaftliche Hemd alle Überlegungen
um den Zustand des europäischen Rocks. Betont wurde vielmehr die enge Ein-
bindung des EG-Haushalts in die öffentliche Finanzwirtschaft der Mitgliedstaa-
ten und daraus wurde dann gefolgert, daß Einsparnotwendigkeiten in einem
Mitgliedsland (der Bundesrepublik) auch Konsolidierungsbemühungen in der
Gemeinschaft erforderten11. Nun ist gewiß unbestreitbar, daß die Existenz und
die Politik der EG Rückwirkungen auch auf die deutsche Wirtschaft haben,
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doch darf man nicht übersehen, daß der EG-Haushalt für eine die gesamte Ge-
meinschaft betreffende Politik gedacht ist. Da kann es zumindest nicht ausge-
schlossen sein, daß die finanzpolitischen Notwendigkeiten etwas anders ausse-
hen als in einem einzelnen Mitgliedsland. Daß über die notwendigen Maßnah-
men zumindest verschiedene Ansichten möglich sind, zeigt das Memorandum
der französischen Regierung zur Fortentwicklung Europas vom 9. Oktober12,
das sich vom „Modell Deutschland" einer Europapolitik erheblich unterschei-
det.

So kann es dann auch nicht weiter verwundern, daß der Hauptkommentar
der Bundesregierung zum „Mandats-Bericht" der Kommission darin bestand,
die unterbliebene Berücksichtigung des deutschen (Nettozahler-)Problems zu
monieren. Daneben konzentrierte sich das Bemühen darauf, in den Beratun-
gen des Berichts in der sog. „Butler-Gruppe"13 eine Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik zu erreichen, die den Anstieg der Agrarausgaben nachhaltig unter
die Zuwachsrate der eigenen Einnahmen der EG bringen sollte.

Die Sanierung des Gemeinschaftshaushaltes über die Reform der Agrarpolitik
Hierzu wurden in Bonn recht detaillierte Vorstellungen entwickelt, die der da-
malige Staatsminister im Auswärtigen Amt, Klaus von Dohnany, im Mai der
Kommission zur Kenntnis brachte14. Diese Überlegungen orientierten sich an
folgenden Leitlinien: In der Agrarpolitik sollten die Marktkräfte stärker zum
Tragen kommen und die Mitverantwortung der Produzenten beim Absatz ihrer
Erzeugnisse sollte vergrößert werden, indem sie an den Kosten der Überschuß-
vermarktung beteiligt würden. Die Interventionspflicht sollte gelockert, z.T.
ganz aufgehoben werden. Das Problem der Überschußproduktion dürfte weder
durch Importkontrollen noch durch eine „aggressive" Exportpolitik gelöst wer-
den. Im Falle besonderer Einkommenseinbußen bestimmter Landwirte mit
niedrigem Einkommen infolge der vorgeschlagenen Reformmaßnahmen soll-
ten vorübergehende soziale Hilfsmaßnahmen möglich sein. Diese könnten in
Form direkter Einkommensbeihilfen in Verbindung mit allgemeinen sozialpoli-
tischen Maßnahmen von den nationalen Regierungen gezahlt werden. Zur Ver-
hütung von Wettbewerbsverzerrungen sollten hierfür genaue Kriterien festge-
legt werden. Außerdem wurde ein sparsames und effizientes Management der
Gemeinsamen Agrarpolitik unter strikter Berücksichtigung der zur Verfügung
stehenden Mittel gefordert.

Diese Überlegungen, die auf eine längerfristig zu erreichende internationale
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Landwirtschaft durch eine Annähe-
rung an die Weltmarktpreise zielten, fanden nicht nur bei verschiedenen Part-
nerländern wie Frankreich und Italien keine Gegenliebe, sondern stießen auch
bei den Interessenvertretern der heimischen Landwirtschaft auf deutliche Ab-
lehnung. Im weiteren Verlauf der Diskussion zwischen den Zehn versuchte die
Bundesregierung dann vor allem auch nur noch den Grundsatz durchzusetzen,
daß der jährliche Anstieg der Agrarausgaben deutlich unter dem Zuwachs der

Jahrbuch der Europäischen Integration 1981 413



DIE EUROPAPOLITIK IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EG

eigenen Einnahmen bleiben müsse, um den finanziellen Spielraum für die Ver-
stärkung der strukturellen Gemeinschaftspolitik zu vergrößern.

Ein Wandel der europapolitischen Grundeinstellung?

Jene, auf das „Europa der zweiten Generation" zielenden Überlegungen im
Bericht der Kommission stießen in Bonn weitgehend auf passives Wohlwollen.
Die Bundesregierung sah in ihnen durchaus Möglichkeiten, die in der Gemein-
schaft vorhandenen Probleme zu überwinden und die EG nach innen und au-
ßen handlungsfähiger zu machen, doch entwickelte sie ihrerseits keine Initiati-
ven, um diese Pläne aufzugreifen und zu promovieren, obgleich es durchaus
möglich gewesen wäre, die Genscher-Initiative um einige dieser Ideen anzurei-
chern15 . Vielmehr zeigte sie auch hier in jenen Punkten Zurückhaltung, die all-
zu deutlich auf eine Erhöhung der Gemeinschaftsaktivitäten zur Bekämpfung
der wirtschaftlichen Krise abzielten, wie ihr hartnäckiger Widerstand bis zum
Europäischen Rat von London Ende November gegen die beträchtliche Auf-
stockung des Neuen Gemeinschaftsinstruments (NGI) zeigte. Generell
herrschte in Bonn die Grundtendenz, der EG keine Möglichkeiten für eine ex-
pansiv orientierte Wirtschaftspolitik zu geben, solange in der Bundesrepublik
Einsparungen für das richtige Rezept gehalten wurden. Diese relativ starre Po-
sition wich allerdings auf der Tagung des Europäischen Rates einer flexibleren
Haltung. Hier zeigte sich die Bundesregierung vor allem daran interessiert, ihre
Hauptanliegen (Haushaltsbeitrag und Senkung der Agrarausgaben) im grund-
sätzlichen von ihren Partnern anerkannt zu bekommen. Dafür ließ sie eine Rei-
he von Vorbehalten fallen, die bis dahin gegen einzelne Punkte der von der
Kommission in zahlreichen Dokumenten vorgeschlagenen strukturellen Politi-
ken vorgebracht worden waren. Der Bundeskanzler konnte so zu Recht vor
dem Bundestag die Meinung vertreten, daß die unvollständige Einigung des
Europäischen Rates über das Reform-Paket „nicht etwa an deutschen Anträ-
gen oder an deutschen Vorbehalten" gescheitert sei16. Hierin wird man einmal
ein Schema deutscher Europapolitik erkennen können, nach dem die Regie-
rung sich zunächst zwar ablehnend verhält, aber schließlich doch nachgibt17.
Zum anderen dürfte auch die nach wie vor äußerst prekäre innenpolitische Si-
tuation der Bonner Koalition eine Rolle gespielt haben. Angesichts derer
schien es nicht opportun, in der Europapolitik ein zusätzliches belastendes
Konfliktfeld zu eröffnen, zumal auch hier innerhalb der Regierung nicht so ab-
solute Einmütigkeit bestand, als daß nicht auch koalitionsinterne Differenzen
zu befürchten gewesen wären.

Das Verhalten der Bundesregierung in der sog. „Mandats-Diskussion"
scheint aber auch Ausdruck einer gewandelten Grundeinstellung zum Prozeß
der westeuropäischen Gemeinschaftsbildung zu sein, bei der zunehmend die
Frage an Bedeutung gewinnt, ob „die Zahlungssblidarität, die man insbesonde-
re von der Bundesrepublik Deutschland erwartet, mit der intergouvernementa-
len Degeneration der Gemeinschaftsorgane kompatibel ist"18. Zumindest wird
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man davon ausgehen müssen, daß sich auch in Bonn die Einstellung immer
deutlicher durchsetzt, daß Europapolitik in erster Linie ein Feld ist, das der
Verfolgung der eigenen Interessen dient und dessen sog. übergeordnete Ziele
(politische Finalität) zwar nicht aus den Augen verloren werden, doch auch
nicht länger Maxime jeglichen europapolitischen Handelns bilden. Damit reiht
sich die deutsche Europapolitik letztlich ein in die von den meisten Partnern
schon länger geübte Praxis.

In dieser Perspektive gewinnt für die Bundesregierung aber die Zusammen-
arbeit der Zehn in Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik deutliche Priorität
vor dem inneren Ausbau der Gemeinschaft, solange das zufriedenstellende
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes nicht ernstlich infrage gestellt ist19.
Dabei könnte der Zusammenhang ein wenig aus dem Blickfeld geraten, der
zwischen dem Zustand und der inneren Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft
auf der einen Seite und den Möglichkeiten und Fähigkeiten zum gemeinsamen
Vorgehen bei wichtigen weltpolitischen Fragen auf der anderen Seite besteht.
Als Fazit bleibt festzuhalten, daß in der Bonner Haltung bei der „Mandats-Dis-
kussion" eine klare langfristige Linie für die Europapolitik der Bundesrepublik
nicht zu erkennen war. Das mag auch daran liegen, daß innerhalb der Bundes-
regierung unterschiedliche Akzente gesetzt werden, wenn es um die Gemein-
schaft geht20.

Der europapolitische Alltag: Fischerei, Stahl und Textil

Die „Europäische Union" und das „Mandat vom 30. 5. 1980" sind die Themen
der Europapolitik, die die politische Führung und den „Europaspezialisten" zu
interessieren vermögen und kurzfristig vielleicht auch auf breiteres Interesse in
der Öffentlichkeit stoßen, wenn einmal der seltene Fall eintritt, daß sie in die
Schlagzeilen der Medien kommen. Unter die Haut dagegen gehen Probleme
der Gemeinschaftspolitik bei Teilen der deutschen Bevölkerung in der Regel
nur dann, wenn sie in ihrer Existenz betroffen sind. Und das ist des öfteren der
Fall gewesen. In all diesen Fällen, in denen der konkrete Druck aus der Wahl-
bürgerschaft spürbar wurde, gab es für die Bundesregierung nur eine Linie ih-
rer Europapolitik: gezielte Interessenvertretung in den Brüsseler Gremien.

Daß dies jedoch nicht immer einfach ist, mußten als erste die Angehörigen
der deutschen Fischereiflotte und Fischereiindustrie erfahren, als es im Mini-
sterrat nicht gelang, die anstehenden Probleme der gemeinsamen internen Fi-
schereipolitik so rechtzeitig zu lösen, daß die deutsche Fischfangflotte aus ihrer
„Geiselsituation" befreit werden konnte, in die sie von der britischen Regie-
rung gebracht worden war. Die Frühjahrsfangsaison vor Kanada fiel aus, und
der Bundeskanzler vermittelte nach dem erfolglosen Europäischen Rat von
Maastricht den Eindruck, er fühle sich von den Briten getäuscht. Die Bundes-
regierung mußte ihre Anstrengungen um eine Lösung des Problems bis zum 29.
September fortsetzen, ehe es dem Rat gelang, wenigstens den Weg zum Ab-
kommen mit Kanada freizumachen21.
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Unter erheblichen innenpolitischen Druck geriet die Bundesregierung auch
in der Stahlpolitik. Hier waren Unternehmensverbände, Belegschaften einiger
großer Firmen sowie Vertreter der Stahllobby im Bundestag nicht bereit, die
deutsche private Stahlindustrie in der Gemeinschaft noch länger ungeschützt
dem „Wettbewerb mit den Finanzministern der Partnerländer", wie es genannt
wurde, auszusetzen22. Die Bundesregierung drängte deshalb in den Gremien
der EG darauf, eine Verschärfung des Subventionskodex vom Februar
1980 herbeizuführen, die eine deutliche Terminierung für die Möglichkeit von
staatlichen Beihilfen sowie eine Einschränkung dieser Maßnahmen auf pro-
duktivitätsfördernde, von Kapazitätsabbau begleitete Umstrukturierung bein-
halten sollte23. Die Entscheidung der Kommission vom 7. August, die auf
dieser Linie lag, wurde in Bonn daher auch begrüßt. Dennoch wurde die Bun-
desregierung durch die sich rapide verschlechternde Situation der gesamten
westeuropäischen Stahlindustrie gezwungen, auch für die einheimischen
Unternehmungen Beihilfen zur Strukturanpassung zu beschließen und sich
Abwehrmaßnahmen gegen den Import von unzulässig subventioniertem Stahl
aus anderen Ländern der EG vorzubehalten24. Damit konnte man der Bundes-
regierung den Vorwurf machen, ihrerseits nunmehr auch vom Weg der reinen
marktwirtschaftlichen Lehre abgewichen zu sein. Doch scheint es angesichts
der Situation in der westeuropäischen Stahlindustrie, dem wachsenden Druck
in der Bundesrepublik und der Notwendigkeit zu Kompromissen in der
gemeinsamen Stahlpolitik keinen anderen Weg zu geben, wenn die Markt-
kräfte überhaupt einmal wieder zur Geltung kommen sollen. In dieser Über-
zeugung findet wohl auch das widerstrebend gegebene Bonner Einverständnis
zur Fortsetzung der Marktregulierungsmaßnahmen im gemeinsamen Stahl-
markt seine Erklärung25.

In einem anderen, seit längerer Zeit mit Strukturproblemen kämpfenden
Wirtschaftszweig, der Textilindustrie, kam es sogar zu einer Initiative aller
Fraktionen des Deutschen Bundestages im Vorfeld der Bemühungen, im Mini-
sterrat der EG für die Kommission ein Verhandlungsmandat über die Verlän-
gerung des Welttextilabkommens zu verabschieden26. Damit machte sich der
Bundestag die Interessen der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen
der deutschen Textil- und Bekleidungsindustrie zu eigen, die gegen den Wider-
stand der deutschen Textilexporteure und der Exportwirtschaft schlechthin auf
einen verbesserten handelspolitischen Flankenschutz, vor allem gegen Importe
aus sog. Niedrigpreisländern der Dritten Welt und des Staatshandelsbereichs,
drängten. Gegen diese Forderungen hatte sich vor allem der Bundeswirt-
schaftsminister lange Zeit gewehrt, der auch im Rat der EG entschieden gegen
die auf Verschärfung des Protektionismus drängenden Briten und Franzosen
aufgetreten war27.

Es gelang ihm dann, in den Verhandlungen des Rates am 17. und 18. Novem-
ber eine Linie zu verteidigen, die zum einen den Interessen der deutschen Tex-
tilindustrie und ihrer Beschäftigten Rechnung trug und zum anderen allzu weit-
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gehende Forderungen nach Erhöhung des gemeinschaftlichen Importschutzes
von Seiten anderer EG-Mitglieder abblockte.

Gerade die Textilpolitik ließ ein gewisses Dilemma der deutschen Europapo-
litik wieder deutlich werden, das mehr oder minder akzentuiert bei allen Fra-
gen der gemeinschaftlichen Strukturpolitik für sog. „sensible" Industriezweige
auftritt. Die Bundesregierung plädiert gemäß ihrer marktwirtschaftlichen
Grundorientierung und der starken Einbindung der Bundesrepublik in den in-
ternationalen Handel für möglichst marktorientierte, liberale Maßnahmen, die
auf Konzepte zur Gesundschrumpfung nicht rentabler Teile der westeuropäi-
schen Industrie hinauslaufen. Da in der Bundesrepublik selbst diese Politik seit
Jahrzehnten, mit ganz wenigen Ausnahmen, bereits betrieben wird, träfe eine
solche westeuropäische Industriestrukturpolitik die Branchen in den Nachbar-
ländern wesentlich härter, weil hier aus verschiedenen Gründen bislang Maß-
nahmen der Strukturkonservierung wesentlich größere Bedeutung besaßen.

Dennoch gibt es natürlich in der Bundesrepublik auch Unternehmen, die bei
Umstrukturierungen oder Protektionsabbau um ihre Existenz fürchten müssen.
Von hier gerät dann Bonn in der Regel unter konzertierten Druck der organi-
sierten Interessen aus Arbeitnehmer- und Arbeitgeberschaft. Damit entsteht
für die Politik in den Gremien der Gemeinschaft ein doppelter Kompromiß-
zwang für die Verfolgung der ordnungspolitischen Grundlinie: einmal mit den
zwangsläufig anders gelagerten Interessen wichtiger Partnerländer mit einer
vergleichsweise wesentlich ungünstigeren gesamtwirtschaftlichen Lage und
zum zweiten mit den Forderungen, die aus der heimischen Wahlbevölkerung
über die organisierten Interessen — oft mit Unterstützung von Parlamentariern
«— artikuliert werden.

Diese Situation wird in der Regel nur durch Abstriche im ordnungspoliti-
schen Bereich zu bewältigen sein, wenn die EG nicht blockiert werden soll,
woran in Bonn auch nicht allzu viel Interesse bestehen kann. Dabei kommt es
im konkreten Fall darauf an, den Bedürfnissen der Partner entgegenzukom-
men, ohne aber dadurch die Wettbewerbsvorsprünge der deutschen Branchen
in Westeuropa ernsthaft zu gefährden. Das Verhalten der Bundesregierung in
der gemeinschaftlichen Stahl- und Textilpolitik 1981 ist ein gutes Beispiel für
die geschilderten Zusammenhänge.

Die Bundesrepublik in der EG: ein normales Mitgliedsland
Man mag der deutschen Europapolitik vorwerfen, daß „eine klare langfristige
Linie der Bonner Politik für die Europäische Gemeinschaft" nicht zu erkennen
sei28, doch muß man gleichzeitig sehen, daß sie sich in dieser Hinsicht von der
Politik der anderen Mitgliedstaaten kaum unterscheidet. Auch hier gab es „im-
mer wieder offizielle Bekenntnisse zum Ausbau der Entwicklung der EG"29,
die in der Praxis des europapolitischen Alltags vom Versuch der Durchsetzung
eigener, nationaler Interessen begleitet wurden. Im Hinblick auf die Bundesre-
gierung wird bei der Urteilsbildung dann oft übersehen, daß es angesichts der
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politischen und wirtschaftlichen Realitäten in der Gemeinschaft und ihren Mit-,
gliedern für den relativ stärksten Partner sehr oft nur darum gehen kann, die
Grenzen für sein Nachgeben zu optimieren und weniger darum, den anderen
seine Position aufzuzwingen — auch vermiedene, weitergehende „Verluste"
können „Gewinne" sein. Das befreit die Bundesregierung nun keineswegs von
der — auch im eigenen Interesse gegebenen — Notwendigkeit, zu Fortschritten
in der Gemeinschaftsentwicklung beizutragen. Doch auch hier muß diese For-
derung an alle Mitglieder gerichtet werden, und es muß gesehen werden, daß in
einer Zeit, in der die alten Triebkräfte für die westeuropäische Integration an
Motivationskraft verloren haben und die neuen Triebkräfte sich wesentlich auf
sehr komplexe, für den einzelnen kaum noch durchschaubare, weltpolitische
Zusammenhänge gründen30, die realen Möglichkeiten für politisch vertretbare
und durchsetzbare Kompromisse zum Gemeinschaftsfortschritt begrenzt sind.
Vor diesem Hintergrund zeigte die Bundesrepublik sich 1981 als ein „norma-
les" Mitgliedsland, und man kann auch künftig davon ausgehen, daß sich die
Bonner Europapolitik in diesem Spannungsverhältnis zwischen grundsätzlicher
Bejahung von Integrationsfortschritten und kompromißbehafteter Alltagspoli-
tik in der Gemeinschaft bewegen wird.
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